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Kinderrechte: Blockade der Union im Bundesrat
ist beschämend

Zu dem heute im Bundesrat verschobenen Antrag zum Thema Kinder-
rechte erklären die Kinderbeauftragte Marlene Rupprecht, der men-
schenrechtspolitische Sprecher der SPD-Bundestagsfraktion Christoph
Strässer und der Sprecher der Arbeitsgruppe Migration und Integration
Rüdiger Veit:

Ein schlechter Tag für Kinderrechte: Der Bundesrat hat heute die Ver-
schiebung der Kinderrechte-Initiative der SPD-geführten Länder Rhein-
land-Pfalz, Berlin, Brandenburg und Bremen beschlossen. Angesichts
der aktuellen gesellschaftlichen Diskussion über Kinderrechte und Kin-
deswohl ist das Verhalten der Union im Bundesrat einfach beschämend.
Die SPD drängt seit Langem auf Bundes- und Landesebene darauf, die
UN-Kinderrechtskonvention vorbehaltlos umzusetzen.

1992 hatte die damalige Bundesregierung aus CDU/CSU und FDP die
UN-Kinderrechtskonvention ratifiziert, jedoch eine einschränkende Vor-
behaltserklärung abgegeben. Sie richtet sich beispielsweise gegen
Flüchtlingskinder. Die SPD setzt sich seit Langem für die Rücknahme
der Vorbehalte ein - zuletzt dokumentiert durch einen Antrag im Deut-
schen Bundestag aus dem Herbst 2009 (Drucksache 17/57). Kinder-
rechts- und Menschenrechtsorganisationen sowie die Kirchen verfolgen
schon lange das gleiche Ziel. Seit Jahren blockieren die unionsgeführ-
ten Bundesländer die Rücknahme.

Es muss endlich Schluss sein mit dem Taktieren und Lavieren, denn
völkerrechtlich wie innenpolitisch ist die ablehnende Haltung der unions-
geführten Bundesländer nicht nachvollziehbar.
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